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Sachverhalt

Die Bf waren Geschäftsführer eines slowenischen Unter­
nehmens, das den Auftrag zur Durchführung von Arbei­
ten auf einer Baustelle in Innsbruck übernahm. Bei 
einer Prüfung durch die österreichischen Steuerbehör­
den konnten sechs Arbeitnehmer, die beim Unterneh­
men der Bf angestellt waren, nicht alle arbeitsrechtlich 
relevanten Dokumente gemäß dem AVRAG1 vorlegen.

Am 4.8.2016 erließ der Bürgermeister von Innsbruck 
Strafbescheide, mit denen den Bf jeweils Verwaltungs­
strafen iHv € 12.000,– und weitere Kosten iHv € 1.200,– 
auferlegt wurden. Ihre Beschwerde wurde vom LVwG 
Tirol abgewiesen, die dagegen erhobene Erkenntnis­
beschwerde vom VfGH zurückgewiesen. In einer außer­
ordentlichen Revision an den VwGH ersuchten die Bf 
um eine Vorabentscheidung des EuGH über die Frage 
der Vereinbarkeit des AVRAG und der ausgestellten 
Strafbescheide mit dem Unionsrecht.

Am 9.10.2018 wies der VwGH die außerordentli­
che Revision zurück und lehnte das Ersuchen um 

1  Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetz, BGBl 459/1993.

Vorabentscheidung ab. Unter Verweis auf seine Rsp2 
stellte er fest, dass die Bf nicht angegeben hätten, 
warum die verhängten Bußgelder vom EU-Recht abwei­
chen oder nicht mit der Rsp des EuGH übereinstimmen 
würden.

Rechtsausführungen

Die Bf behaupteten eine Verletzung von Art  6 Abs  1 
EMRK (Recht auf ein faires Verfahren) wegen der Weige­
rung der nationalen Gerichte, die Frage der Vereinbar­
keit des AVRAG und der Strafbescheide mit dem Unions­
recht dem EuGH zur Vorabentscheidung vorzulegen.

(8) […] Die EMRK als solche garantiert nicht das 
Recht, dass nationale Gerichte eine Rechtssache dem 
EuGH zur Vorabentscheidung vorlegen müssen. […] 
Art  6 Abs  1 EMRK wird jedoch verletzt, wenn sich die 
Ablehnung als willkürlich erweist, bspw wenn sie nicht 

2 � Vgl VwGH 20.9.2018, Ra 2018/11/0118 und VwGH 28.2.2017,  
Ra 2016/11/0164.
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Ablehnung des Ansuchens auf Vorabentscheidung  
durch den EuGH
Renata Klinc und Blaz Klinc gg Österreich, Entscheidung vom 6.9.2022, Kammer IV, 14031/19
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hinreichend begründet wurde […]. Im Rahmen von 
Art  267 AEUV bedeutet dies, dass nationale Gerichte, 
gegen deren Entscheidung nach nationalem Recht kein 
Rechtsbehelf eingelegt werden kann und die es ableh­
nen, dem EuGH die Frage zur Vorabentscheidung vor­
zulegen, […] verpflichtet sind, in ihrer Entscheidung zu 
begründen und auszuführen, warum sie die Frage für 
unerheblich hielten, die in Frage gestellte Rechtsvor­
schrift bereits durch den EuGH ausgelegt wurde oder 
die Richtigkeit der Anwendung des EU-Rechts so offen­
sichtlich ist, dass kein Raum für vernünftige Zweifel 
bleibt.3

(9) Die Verpflichtung nationaler Gerichte, ihre Ent­
scheidungen hinreichend zu begründen, dient dazu, 
den Parteien zu ermöglichen, die Entscheidung zu ver­
stehen, was einen wesentlichen Schutz gegen Willkür 
gewährleisten und den Parteien zeigen soll, dass das 
rechtliche Gehör gewahrt wurde […]. 

(10) Nationale Instanzgerichte dürfen eine Beschwer­
de durch bloßen Verweis auf die einschlägigen Rechts­
vorschriften abweisen, wenn die Sache keine Rechtsfrage 
von grundsätzlicher Bedeutung aufwirft, oder wenn 
lediglich die Entscheidungsgründe des untergeordne­
ten Gerichts bestätigt werden.

(11) Der GH hat daher zu prüfen, ob der VwGH in sei­
nem Beschluss vom 9.10.2018 seine Weigerung zur Vor­
lage einer Vorabentscheidung an den EuGH hinrei­
chend begründet hat. […]

(12) Im ersten Vorbringen machten die Bf geltend, 
dass das AVRAG eine unverhältnismäßige Beschrän­
kung des Dienstleistungsverkehrs darstellen und somit 
gegen Art  16 RL 2006/123/EG4 verstoßen würde, da die 
bereitzuhaltenden und vorzulegenden Dokumente ein­
schließlich einer deutschen Übersetzung über die in 
Art 9 RL 2014/67/EU5 und über die im früheren Erkennt­
nis des EuGH6 genannten Dokumente hinausgehen 
würden. Aus letzterer Rechtsvorschrift ergebe sich auch 
nicht, dass die geforderten Dokumente nicht zu einem 
späteren Zeitpunkt nachgereicht werden könnten.

Der VwGH reagierte auf dieses Vorbringen mit Ver­
weis auf seine Entscheidung vom 20.9.20187, in der er 
festgestellt hatte, dass Art  9 RL 2014/67/EU Kontroll­
maßnahmen zulasse und diese nicht abschließend 
aufgelistet seien. In dieser Entscheidung hatte er sich 

3 � Vgl EuGH 6.10.1982, C-283/81 (CILFIT/Ministero della Sanità).
4 � RL 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Ra-

tes vom 12.12.2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt,  
ABl L 2006/376, 36.

5 � RL 2014/67/EU des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 15.5.2014 zur Durchsetzung der RL 96/71/EG über 
die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbrin-
gung von Dienstleistungen und zur Änderung der VO (EU) 
1024/2012 über  die  Verwaltungszusammenarbeit mit Hilfe 
des Binnenmarkt-Informationssystems, ABl L 2014/159, 11. 

6 � Vgl EuGH 18.7.2007, C-490/04 (Kommission/Deutschland). 
7 � VwGH 20.9.2018, Ra 2018/11/0118.

wiederum auf sein Erkenntnis vom 28.2.20178 bezogen, 
in welchem die Verpflichtung zur Bereithaltung von 
Lohnunterlagen unter Bezugnahme auf die Rsp des 
EuGH9 [...] als unionsrechtlich unbedenklich eingestuft 
wurde und auch die Verpflichtung, eine deutsche Über­
setzung der Lohnunterlagen bereitzuhalten, eine zuläs­
sige Beschränkung des freien Dienstleistungsverkehrs 
darstelle, die den sozialen Schutz der Arbeitnehmer und 
die wirksame Kontrolle dieses Schutzes gewährleisten 
solle. Daraus folgt, dass der VwGH aufgrund seiner frü­
heren Rsp nachvollziehbar begründet hat, dass keine 
ungeklärten Rechtsfragen des Unionsrechts vorliegen 
und dass eine Vorabentscheidung des EuGH nicht erfor­
derlich war. 

(13) Das zweite Vorbringen der Bf konzentrierte sich 
auf die behauptete Verletzung der Dienstleistungsfrei­
heit, die aus den gesetzlich vorgeschriebenen Sanktio­
nen resultierte. Nach Ansicht der Bf seien diese unver­
hältnismäßig und verstießen gegen Art 49 Abs 3 GRC. 
Die Sanktionen zielten darauf ab, Dienstleistungsan­
bieter aus anderen EU-Ländern an der Erbringung von 
Dienstleistungen in Österreich zu hindern, was gegen 
ErwGr 12 RL 2006/123/EG verstoße. Ein anderes österrei­
chisches Gericht hätte bereits eine Vorabentscheidung 
betreffend die Vereinbarkeit dieser Sanktionen mit dem 
Unionsrecht beantragt.

Der VwGH reagierte wiederum mit einem Verweis auf 
seine frühere Entscheidung […], in der er festgestellt 
hatte, dass das nationale Recht vier verschiedene Stu­
fen von Strafen vorsehe, die nach dem Grad des Fehl­
verhaltens und der Schuld abgestuft seien und einen 
breiten Ermessensspielraum bei der Strafbemessung 
zuließen. Er sah keinen Widerspruch zur Entschei­
dung des EuGH10 [...] und erachtete somit die österrei­
chischen Sanktionsbestimmungen als verhältnismä­
ßig und in Einklang mit dem Unionsrecht. Was den 
Umstand betrifft, dass ein anderes Gericht das Vorabent­
scheidungsverfahren eingeleitet hatte, teilt der GH die 
Auffassung des VwGH, dass die bloße Bezugnahme dar­
auf den behaupteten Verstoß gegen Unionsrecht nicht 
hinreichend spezifiziert hat. Daher hat sich der VwGH 
auch mit dem zweiten Vorbringen der Bf angemessen 
auseinandergesetzt.

(14) Im dritten Vorbringen behaupteten die Bf, dass 
die gegen sie verhängten Strafen unverhältnismäßig 
seien und gegen Art 18 und 56 AEUV sowie Art 49 Abs 3 
GRC verstoßen würden. Beide Bf seien bestraft worden, 
weil sie nicht gewusst hätten, dass sie einen Vertreter 
mit Alleinverantwortung bestellen hätten können, was 
gegen die Grundsätze verstoße, die der EuGH in seinem 
Urteil vom 9.2.201211 aufgestellt hatte.

8 � VwGH 28.2.2017, Ra 2016/11/0164.
9 � Vgl EuGH 18.7.2007, C-490/04 (Kommission/Deutschland).
10 � Vgl EuGH 9.2.2012, C-210/10 (Urbán).
11 � Vgl EuGH 9.2.2012, C-210/10 (Urbán).
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Der VwGH [...] ging auf dieses Vorbringen ebenfalls 
ein und ergänzte, dass gegen beide Bf Strafen verhängt 
worden seien, weil sie Geschäftsführer des Unterneh­
mens waren und keinen alleinverantwortlichen Ver­
treter benannt hätten. Bezüglich der Gerichtsgebüh­
ren führte der VwGH unter Bezugnahme auf die Rsp 
des EuGH12 [...] aus, dass das Einheben von Gerichts­
gebühren zum ordnungsgemäßen Funktionieren des 
Gerichtssystems beitrage und so mit dem Unionsrecht 
grundsätzlich vereinbar sei. Die Höhe der auferlegten 
Kosten indiziere keine Beschränkung des Zugangs zu 
einem Gericht. Der VwGH hat somit umfassend darge­
legt, warum die Argumente der Bf nicht überzeugend 
sind. Seine Argumentation ist daher zufriedenstellend. 

(15) Im vierten Vorbringen rügten die Bf, dass die 
nationalen Behörden eine von ihnen geleistete Kauti­
on nicht berücksichtigt hätten und so die Gefahr einer 
Doppelbestrafung bestehe. [...] Der VwGH reagierte auf 
dieses Argument mit dem Hinweis, dass die geleistete 
Kaution weder Gegenstand der Strafbescheide gewesen 
sei, noch die Gefahr einer Doppelbestrafung bestehe, 
da die Kaution nach Bezahlung der Strafe rückerstattet 
werden müsse. Der VwGH hat seine Rechtsansicht auch 
in diesem Punkt angemessen dargelegt.

(16) […] Das fünfte Vorbringen umfasste die Behaup­
tung der Bf, dass das nationale Recht diskriminierend 
sei und die fraglichen Rechtsvorschriften nicht gleicher­
maßen für österreichische Dienstleistungserbringer 
gelten würden, da die Kosten beiden Bf auferlegt wor­
den seien und es in einem zivilgerichtlichen Verfahren 
nur zu einem Zuschlag gekommen wäre. Des Weiteren 
verstoße die Verpflichtung, Dokumente mit sensiblen 
Daten bereithalten zu müssen, gegen EU-Datenschutz­
recht.

In seiner Entscheidung verwies der VwGH umfassend 
darauf, dass die Bf rechtliche Bedenken nur angedeutet 
und den behaupteten Verstoß gegen Unionsrecht oder 
gegen die Rsp des EuGH nicht hinreichend spezifiziert 
hätten. Die Argumentation, dass die nationalen Rechts­
vorschriften gegen EU-Datenschutzrecht verstoßen 
würden, beruhe auf der unrichtigen Annahme, dass die 
Dokumente nicht auch in digitaler Form bereitgehal­
ten werden könnten. Da die Bf keine weiteren Vorbrin­
gen mehr erstattet haben, ist der GH überzeugt, dass 
die Antwort des VwGH und seine Argumentation ange­
messen gewesen sind.

(17) Unter all diesen Umständen kann der GH den 
Behauptungen der Bf, das nationale Verfahren sei im 
Sinne seiner Rsp unfair gewesen, nicht zustimmen. [...] 
Der VwGH ist, wenn auch unter teilweiser Bezugnahme 
auf frühere Urteile, auf alle Vorbringen der Bf hinrei­
chend eingegangen. Er stellte fest, dass eine Reihe der 
Fragen, die die Bf dem EuGH zur Vorabentscheidung 

12 � Vgl EuGH 30.6.2016, C-205/15 (Toma).

vorlegen wollten, bereits vom EuGH behandelt wur­
den, während andere nicht relevant waren, da sie 
von den Bf nicht ausreichend begründet wurden. Der 
VwGH hat somit seine Entscheidung im Licht der  
Cilfit-Rsp begründet. Die Begründung in der Entschei­
dung ermöglichte es den Bf, die Entscheidung zu ver­
stehen, folglich wurden die Verfahrensgarantien gemäß 
Art 6 Abs 1 EMRK eingehalten. Der GH muss nicht prü­
fen, ob die Entscheidung des VwGH richtig war, da es 
nicht Sache des GH ist, etwaige Fehler zu prüfen, die 
den nationalen Gerichten bei der Auslegung oder 
Anwendung des einschlägigen Rechts unterlaufen sein 
könnten […]. Zusammenfassend lässt sich feststellen, 
dass in der Entscheidung des VwGH vom 9.10.2018, die 
Frage dem EuGH nicht zur Vorabentscheidung vorzu­
legen, keine Anzeichen von Willkür ersichtlich sind. 
Somit ist die Beschwerde offensichtlich unbegründet 
und gemäß Art 35 Abs 3 lit a und Abs 4 EMRK [als unzu-
lässig] zurückzuweisen (einstimmig).

Hinweis
Zu dieser Frage siehe auch die am selben Tag ergange­
nen Entscheidungen EGMR (ZE) 6.9.2022, 7626/18 (Gerta 
Hauser GmbH & Co KG gg Österreich) und EGMR (ZE) 
6.9.2022, 14023/19 (Rado Vracko gg Österreich).


